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Versicherungen leiden unter 
einem schlechten Image. Die 
Fachanwältin Beatrix Hüller 
erläutert, ob dieses zu Recht 
besteht.

Sehr geehrte Frau Hüller. 
Versicherungen nehmen 
Jahr für Jahr Unsummen 
von ihren Beitragszahlern 
ein. Wenn einmal der Scha-
densfall eingetreten ist, be-
ginnt jedoch nicht selten 
ein unwürdiges Spiel, damit 
die Versicherung so wenige 
Leistungen wie möglich er-
bringen muss. Was stimmt 
an dem System nicht mehr?

Beatrix Hüller: Ich stelle in 
meiner Anwaltspraxis fest, 
dass es enorm schwierig ge-
worden ist, Leistungen zu 
beziehen, wobei ich mich 

Versicherer auf der Anklagebank 
Die Branche zu Recht in der Kritik?

hauptsächlich mit der Berufs-
unfähigkeitsversicherung 
und der Unfallversicherung 
beschäftige, also mit sehr 
teuren Sparten. Dahinter 
steckt natürlich zum  einen, 
dass die Versicherten es auch 
einmal versuchen, Leistun-
gen zu erschleichen. Auch 
der Versicherungsbetrug 
hat sicherlich zugenommen, 
allerdings nicht in den von 
mir hauptsächlich betreuten 
Sparten. Da die Versicherer 
aber früher großzügiger re-
guliert haben und die Kos-
ten und die Rückstellungen 
auch vor den europarechtli-
chen Vorgaben immer höher 
werden, muss irgendwo der 
Geldhahn zugedreht werden. 
Das geht wirklich häufig zu 
Lasten der Versicherten. Man 
macht die Antragsteller mür-

be, indem man ständig neue 
Fragen stellt und Hürden 
aufbaut, sodass diese letzt-
endlich nicht mehr antwor-
ten und auf ihren begründe-
ten Anspruch verzichten. Ich 
glaube aber auch, dass sich 
die Einstellung der Versicher-
ten gegenüber den Versiche-
rern generell geändert hat 
und nicht mehr ein so großer 
Respekt gegeben ist bei einer 
Ablehnung durch den Versi-
cherer. Die Leute beschweren 
sich schneller bei der Versi-
cherungsaufsicht oder beim 
Ombudsmann oder wenden 
sich an RTL beziehungsweise 
die Bildzeitung. Das schafft 
natürlich ein raueres Klima  
zwischen den Parteien. Hier 
gibt es eigentlich kein Mit-
einander, sondern eher ein 
Gegeneinander. Da hilft es, 
wenn ein versierter Fachan-
walt dazwischen steht.

Versicherungen beklagen, 
dass sie häufig betrogen 
werden. Ist dies nicht auch 
darauf zurückzuführen, dass 
eben auch die Versicherun-
gen viel zu oft ihre Kunden 
nicht korrekt behandeln 
und ihnen zunächst Leistun-
gen vorenthalten, die erst in 
voller Höhe mit Hilfe eines 
Rechtsbeistandes gewährt 
werden?

Hüller: Wie soeben erwähnt, 
ist der Versicherungsbetrug 
enorm angestiegen. In jedem 
Fall die Bereitschaft dazu. Es 
gibt mehrere Seminare, die 
sich mit diesen Themen be-
schäftigen und in denen die 
Mitarbeiter der Versicherun-
gen geschult werden. Auch 
Detektivbüros schießen wie 
die Pilze aus dem Boden und 
bieten insoweit ihre Dienste 
an; diese wollen natürlich 
auch erfolgreich sein und 
müssen dann ein betrüge-
risches Verhalten aufspüren. 

Meines Erachtens liegt das 
viel eher an dem schlechten 
Geschäft, das ungeschul-
te Mitarbeiter eingefahren 
haben und das dazu führt, 
dass die Versicherer von den 
Anspruchsstellern betrogen 
werden oder daran, dass die 
Versicherten meinen, für ihre 
Beitragszahlung ein Äquiva-
lent einfahren zu müssen.

Haben Sie ein prägendes Bei-
spiel, das bestätigt, dass Ver-
sicherungen sich auch nicht 
immer vorbildlich und kor-
rekt verhalten?

Hüller: Ich habe zahlreiche 
Beispiele aus meiner Be-
rufspraxis, die zeigen, dass 
die Versicherer unter dem 
Druck der Öffentlichkeit oder 
auch nur des Ombudsman-
nes Zahlungsbereitschaft 
signalisieren oder aber bei 
Prominenten. Man wägt 
versicherungsintern ab, wie 
viel Ungemach entsteht im 
Verhältnis zu einer Regulie-
rung. Ein besonders ärgerli-
cher Umstand ist für mich, 
wenn ein Versicherer durch 
ein Urteil in einem einzel-
nen Fall gezwungen wird 
zu regulieren und diese Ge-
richtsentscheidung nicht auf 
den Bestand überträgt, auch 
wenn er noch so genau weiß, 
dass seine Vorgehensweise 
falsch ist. Das beziehe ich 
beispielsweise auf unwirk-
same Klauseln in einem Ver-
sicherungsvertrag. Wenn es 
keine Unterlassungsklage ist, 
sondern in einem einzelnen 
Rechtsstreit eines Versicher-
ten zum Thema wird und das 
Gericht dem Versicherer die 
rote Karte vorhält wegen der 
Unwirksamkeit einer Klausel, 
drückt sich der Versicherer 
gerne vor einer Entscheidung 
und reguliert. In diesen Fällen 
meine ich aber, dass der Ver-
sicherer dann gehalten wäre, 

Rechtsanwältin Beatrix Hüller hat sich auf die Rechtsgebiete 
›Berufsunfähigkeit‹ und ›Unfallversicherung‹ spezialisiert. Ihr 
Fachwissen hat schon vielen Mandanten zum Erfolg verholfen.
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den ganzen Bestand gleich 
zu behandeln. Das passiert 
aber häufig nicht. Wer sich 
wehrt und davon erfährt, 
kann Honig daraus saugen, 
andere nicht.

Nicht selten müssen Ver-
sicherte den Klageweg be-
schreiten, wenn es gilt, 
Ansprüche aus einer Be-
rufsunfähigkeitsversiche-
rung durchzusetzen. Wie es 
scheint, spielen Versicherer 
bei hohen Versicherungs-
ansprüchen auf Zeit, um so 
ihren Kunden wirtschaftlich 
zu ruinieren. Können Sie 
diesen Eindruck bestätigen?

Hüller: Diesen Eindruck kann 
ich in der Tat bestätigen. Das 
Problem bei den Berufsunfä-
higkeitsversicherungen ist 
darüber hinaus auch, dass die 
Versicherer wissen, wie viel 
schwieriger es wird mit dem 
Nachweis der Berufsunfähig-
keit je länger das Verfahren 
dauert. Natürlich haben Ver-
sicherer, finanziell gesehen, 
den längeren Arm und sind 
auch in der Lage, sich teuren 
ärztlichen Beistand zu leis-
ten, was der durchschnittli-
che Versicherungsnehmer 
eben nicht kann.

Ist es dann nicht an der Zeit, 
wie in den USA den Gesell-
schaften mit Strafzahlungen 
zu drohen, wenn sie mut-
willig die Regulierung eines 
Schadens verzögern?

Hüller: Die Pressekampagne 
aus dem letzten Jahr, an der 
ich auch intensiv mitgewirkt 
habe, hat immerhin bewirkt, 
dass die Landesjustizverwal-
tungen angehalten wurden, 
bei den Gerichten nachzufra-
gen und zu eruieren, ob diese 
die mutwillige Verzögerung 
oder schleppende Bearbei-
tungsweise der Versicherer 
bestätigen können. Hierzu 
gab es eine Pressekonferenz 
beim GDV. Es tut sich also 
etwas. Ob man nun unbe-
dingt eine Sanktion in Form 
einer Strafzahlung benötigt, 
wage ich sehr zu bezwei-

feln. Das zieht ja dann nur 
neuen Streitstoff nach sich 
und belastet dann auch wie-
der unnötig die Gerichte. Im 
Übrigen würden die Straf-
zahlungen auch aus Versi-
chertenbeiträgen gezahlt 
werden.

Was beobachten Sie noch für 
ein Gebaren bei den Versi-
cherungen im Fall der Scha-
densregulierung?
 

Hüller: Die Versicherer ver-
suchen leider sehr häufig, 
gerade in Bereichen der BU- 
und Unfallversicherung, die 
Versicherten mit einer Ver-
gleichs- oder Abfindungs-
zahlung abzuspeisen etwa 
dahingehend, dass sie an den 
Versicherten, der berufsunfä-
hig geworden ist, Leistungen 
erbringen für 1 bis 2 Jahre. Die 
Versicherer versuchen also, 
kostengünstig aus den Fällen 
rauszukommen. Viele Versi-
cherte trauen sich nicht, die-
se Leistung abzulehnen und 
auf ihr Recht einer endgülti-
gen Leistungsentscheidung 
zu bestehen.

Bekommen Versicherungs-
Mitarbeiter eine Prämie, die 
sich an der gedrückten Scha-
denssumme orientiert?

Hüller: Mir ist es nicht be-
kannt, dass Versicherungs-
mitarbeiter Prämien bekom-
men. 

Freie Versicherungsvertreter 
wurden von der Ergo-Versi-
cherungsgruppe mit „Lust-
reisen“ für ihren Einsatz be-
lohnt. Bordelle auf Mallorca 
und Swinger-Clubs auf Ja-
maika waren als Belohnung 
im Portfolio. Ein Ausdruck 
der Verkommenheit der 
Branche?

Hüller: Es ist grundsätzlich 
nicht zu beanstanden, wenn 
die Vermittler von den Versi-
cherungen belohnt werden 
für gutes Geschäft. Jedoch 
dürfen nicht zu Lasten der 
Versicherten die Vermittler 
überhäuft werden mit teuren 

Geschenken, Luxusveranstal-
tungen und solchen Ausrei-
ßern wie bei der ehemaligen 
Hamburg-Mannheimer Ver-
sicherung; das schadet dem 
Image der Versicherung 
enorm. Auf der anderen Sei-
te leben aber die Versiche-
rungen (außer den Direkt-
versicherungen) von den 
Vermittlern. Der Kreislauf 
muss aber gesund gestaltet 
werden. Bei dem, was hier 
bekannt geworden ist, ist der 
Ausdruck ›Verkommenheit‹ 
durchaus angebracht. Das 
ist durch nichts zu rechtferti-
gen. Das darin zum Ausdruck 
kommende Prämiensystem 
verführt zu Fehlsteuerun-
gen und damit in der Tat zu 
den von Ihnen genannten 
Folgen. Der Ruf nach einem 
gesetzlichen Verbot geht mir 
dennoch zu weit. Hier strafen 
die Öffentlichkeit mit dem 
Reputationsschaden und der 
Kunde die betroffenen Un-
ternehmen ab, und das ist 
viel nachhaltiger als ein ge-
setzliches Verbot,

Wüstenrot-Vertreter wur-
den mit Prämien von 1300 
Euro pro Vertrag geködert, 
wenn diese es schaffen, Kun-
den zu überzeugen, hoch-
verzinste Bauspar-Verträge 
aufzulösen und das Gutha-
ben daraus in anderen An-
lageformen überzuführen. 
Manche Vertreter weigerten 
sich, hier mitzumachen und 
sprachen von Kundenver-
rat. Warum leisten wir uns 
eigentlich ein Verbraucher-
schutzministerium, wenn 
Kunden derart über den 
Tisch gezogen werden kön-
nen? Ist hier eine Mausche-
lei zwischen Politik und Ver-
sicherung zu sehen?

Hüller: Mauschelei ist hier 
nach meiner Einschätzung 
nicht im Gange. Niemand 
aus dem Verbraucherschutz-
ministerium wird so verwe-
gen sein und die von Ihnen 
dargestellte Praxis recht-
fertigen. In dem konkreten 
Fall kann das Verbraucher-
schutzministerium aber auch 

nicht viel unternehmen. Die 
Kunden sind falsch beraten 
worden. Es ist letztlich Sache 
der Gerichte und der Versi-
cherungsaufsicht, das zu kor-
rigieren. 

Sollte das Provisionsgeschäft 
verboten werden, um solche 
Exzesse zu beenden? Wenn 
der Versicherungsangestell-
te keinen Anreiz mehr hat, 
seinen Kunden übers Ohr 
zu hauen, sollte doch wieder 
Seriosität in diese Kreise ein-
ziehen. Was meinen Sie? 

Hüller: Einfache Lösungen 
gibt es hier nicht. Versiche-
rungen schützen auch vor 
existentiellen Bedrohungen. 
Denken Sie etwa an eine 
Haftpflichtversicherung. 
Wenn es dafür keine Provisi-
onen geben soll, sondern der 
Versicherungsnehmer sei-
nem Berater ein Honorar für 
die Beratung bezahlen soll, 
dann werden erheblich we-
niger Leute gegen existenti-
elle Risiken abgesichert sein. 
Das wäre eine Entwicklung, 
die man sich nicht wünschen 
sollte. 

Die Versicherungen führen 
oft die gestiegenen Schäden 
der jeweiligen Kfz-Typklas-
se ins Feld, um Beitragser-
höhungen zu begründen. 
Diese Daten sind für Au-
ßenstehende nicht einseh-
bar. Sind hier Mauscheleien 
möglich, um mehr Beiträge 
zu begründen?

Hüller: Ich habe zwar keinen 
Zugriff auf die Zahlenwerke 
der einzelnen Versicherer. 
Aber meine Beobachtung ist, 
dass gerade der Bereich der 
Kfz-Versicherung sehr wett-
bewerbsintensiv ist. Jeder 
hat die massiven Werbebe-
mühungen der Versicherer 
immer im letzten Quartal 
eines Jahres vor Augen, bei 
denen immer der Wechsel-
termin zum Ende des Jahres 
beworben und zum Umstieg 
zu einem anderen Versiche-
rer aufgefordert wird. Es mag 
die Versuchung geben, auf 
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einem solchen Weg Gewinne 
zu erzielen, um an anderer 
Stelle eingetretene Verlus-
te aufzufangen. Aber auch 
hier muss man jedes Unter-
nehmen für sich betrach-
ten. Wenn es diesbezüglich 
Absprachen der Versicherer 
gäbe, dann hätte das die Kar-
tellbehörden schon längst 
auf den Plan gerufen.
.

Früher war es nicht entschei-
dend, welche Laufleistung 
ein Kfz hatte und wo es bei 
Nichtnutzung stand. Heute 
werden Prämien abhängig 
von Laufleistung und Stand-
ort festgelegt. Was hat eine 
Garage mit einer Schadenre-
gulierung im Fall eines Un-
falls zu tun? 

Hüller: Die beiden von Ih-
nen angeführten Beispiele 
kann ich nachvollziehen: wer 
10 000 Kilometer pro Jahr 
zurücklegt, wird statistisch 
vermutlich weniger Schäden 
verursachen als jemand, der 
100 000 zurücklegt. Wenn 
das so ist, dann finde ich es 
gerecht, dass derjenige, der 
10 000 Kilometer fährt, we-
niger Haftpflichtprämie zahlt 
als der Fahrer mit 100 000. 
Wenn bei einer Garage die 
Diebstahlprämie bezie-
hungsweise die Kaskoversi-
cherung preiswerter ist als 
bei einem Fahrzeug, das im-
mer auf öffentlichen Wegen 
abgestellt ist, dann erscheint 
mir das auch plausibel. Einen 
zwingenden Zusammen-
hang zwischen Garage und 
Unfall sehe ich allerdings 
auch nicht.

Die Mercedes-Benz-Bank 
hat für einen ihrer LKWs 
ein neues Versicherungs-
modell angeboten. Diese 
richtet sich danach, wie der 
LKW eingesetzt wird. Ein 
Telematik-System registriert 
die Belastungen, wonach die 
Versicherungsprämie be-
rechnet wird. Demnach wird 
es günstiger, wenn der LKW 
leichte Lasten im Flachland 
transportiert und teurer, 
wenn schwere Lasten auf 

bergigen Strecken bewegt 
werden. Auch hier die Fra-
ge, was es eine Versicherung 
angeht, welcher Belastung 
ein Fahrzeug ausgesetzt ist. 
Entscheidend muss sein, was 
zu einem Unfall geführt hat, 
den es zu regulieren gilt. Wie 
ist ihre Meinung dazu?

Hüller: Ich kenne das Modell 
nicht, das Sie beschreiben. 
Aber ich würde es anders 
interpretieren als Sie: man 
muss als Spediteur ein sol-
ches Modell nicht abschlie-
ßen. Ich gehe davon aus, dass 
es genügend andere Modelle 
auf dem Markt gibt. Gerade 
der Flottenbereich ist nach 
meiner Kenntnis sehr diver-
sifiziert. Daher betrachte ich 
ein solches Modell als zusätz-
liches Angebot eines Versi-
cherers. Grundsätzlich finde 

ich so etwas in einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung 
eher positiv.
 

Die Allianz beteiligt Kun-
den mit Riester-Vertrag, des-
sen Garantiekapital unter 
40 000 Euro liegt, nur einge-
schränkt an Überschüssen. 
Summen, die später feh-
len. Dies kommt im Vertrag 
nicht klar zum Ausdruck. 
Der Bund der Versicherten 
schätzt, dass damit ein Be-
trag von bis zu 3 500 Euro 
zu Rentenbeginn nicht zur 
Verfügung steht. Liegt hier 
nicht der Tatbestand eines 
Betrugs und der Bereiche-
rung vor?

Hüller: Das Problem ist hier 
dass es kaum Riester-Verträ-
ge geben dürfte, bei denen 
das Kapital aktuell in der 
Größenordnung von 40 000 
Euro liegt. Trifft das zu, dann 
ist die Regelung durchaus 
irreführend. Dass die Verwal-
tungskosten bei einem Ver-
trag mit hohem Kapital pro-
portional niedriger sind als 
bei einem Vertrag mit niedri-

gem Kapital, dürfte der Sache 
nach zutreffen. Belastet man 
beide Verträge proportional 
gleich, dann finanzieren die 
Verträge mit hohem Kapital 
die mit niedrigem  Kapital. 
Das soll dann hier durch die 
Überschussbeteiligung aus-
geglichen werden. Ob das 
gerecht ist oder so sein soll, 
ist dann eher eine sozialpo-
litische Frage, nicht so sehr 
eine rechtliche.

Kann man die Riester-Ren-
te überhaupt jemandem 
empfehlen oder ist das eher 
ein Konjunktur-Programm 
für Versicherungen?

Hüller: Die Riester-Rente ist 
durch die gesetzlichen und 
vor allem steuerlichen Vorga-
ben als allererstes ein büro-
kratisches Monstrum. Durch 

ihren Erfolg ist es sicherlich 
auch eine Art Konjunkturpro-
gramm für die Versicherer. 
Aber man darf bei alledem 
nicht vergessen, dass es auch 
ein Konjunkturprogramm für 
die staatliche Bürokratie ist. 
Da hat sich die Politik meines 
Erachtens gewaltig verrannt. 
Altersversorgung muss mit 
so wenig Bürokratie wie 
möglich betrieben werden. 
Man kann nicht pauschal 
sagen, dass man eine Riester-
Rente empfehlen kann oder 
nicht. Es kommt sehr auf die 
persönlichen Verhältnisse 
an. Eines scheint mir aber 
gewiss. Die Rendite kommt 
bei einer Riester-Rente eher 
aus der steuerlichen Förde-
rung als aus dem insgesamt 
eingesetzten Kapital. Das ist 
ein System, das im Grunde 
verfehlt ist.

Hat der Staat durch die neu 
eingeführte Besteuerung der 
Kapitallebensversicherung 
nicht selbst dafür gesorgt, 
dass zum einen Versicherun-
gen immer weniger attrak-
tiv sind und zum anderen 

Rentner weniger Geld zum 
Leben in der Tasche haben?

Hüller: Es ist nicht die Be-
steuerung. Kapitallebens-
versicherungen sind immer 
noch steuerlich privilegiert, 
wenn bestimmte Rahmenbe-
dingungen eingehalten wer-
den. Der Staat sorgt vielmehr 
durch die künstlich niedrig 
gehaltenen Zinsen und da-
durch, dass Versicherer kein 
Eigenkapital vorhalten müs-
sen, wenn sie in Staatsanlei-
hen investieren, dafür, dass 
Kapitallebensversicherun-
gen unattraktiv geworden 
sind. Das halte ich für völlig 
verantwortungslos. Es gilt 
im Übrigen nicht nur für die 
Kapitallebensversicherung, 
sondern auch für die private 
Krankenversicherung und 
darüber hinaus für alle For-
men des Sparens für die Al-
tersvorsorge. 

Haben Kunden, die vor Jahr-
zehnten eine Lebensversi-
cherung abschlossen, um 
diese zur Tilgung einer Hy-
pothek zu nutzen, Grund zur 
Sorge? Immerhin wird davon 
geredet, dass die garantierte 
Überschussbeteiligung kräf-
tig geringer ausfallen soll, 
um die Versicherung nicht 
in eine Schieflage zu brin-
gen. Damit auch Altfälle pro-
blemlos beschnitten werden 
können, ist sogar eine Geset-
zesänderung geplant.

Hüller: Die Kunden, die vor 
Jahren eine Kapitallebens-
versicherung abgeschlossen 
haben und damit eine Hypo-
thek tilgen wollen, müssen 
sich in der Tat Sorgen ma-
chen, wenn die Versicherung 
den Betrag der Hypothek 
nur mit den Überschüssen 
erreicht. Die geplante Ge-
setzesänderung, die Sie an-
sprechen, ist bekanntlich 
gescheitert. Ich mache mich 
möglicherweise unbeliebt, 
wenn ich sage, dass die Än-
derung im Grundsatz richtig 
wäre. Immerhin hat hier die 
Versicherungsaufsicht, die 
ja auch den Auftrag hat, die 
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» Die Versicherer versuchen, kostengünstig aus Fällen 
rauszukommen. Viele Versicherte trauen sich nicht, 

auf ihr Recht zu bestehen.«



Rente sich nur mit Mühe 
aufbringen lässt. Ich würde 
eher dazu raten, in der ge-
setzlichen Versicherung zu 
bleiben und sich privat zu-
sätzlich abzusichern.

Was raten Sie generell im 
Umgang mit Versicherun-
gen? Was sollte jeder ma-
chen und was nicht?

Hüller: Man sollte die Kor-
respondenz mit dem Versi-
cherer schriftlich machen 
und nicht am Telefon, weil 
man keine Beweismöglich-
keit hat. Die Versicherer 
dokumentieren zwischen-
zeitlich alle Telefonate sehr 
sorgfältig; der Mitarbeiter 
der Versicherung steht auch 
als Zeuge zur Verfügung 
wohingegen man selber al-
leine ist. Ab dem Moment, 
in dem man das Gefühl hat, 
man wird über den Tisch 
gezogen oder kommt nicht 
weiter, sollte man tunlichst 
aufhören, alleine an dem 
Fall zu arbeiten und sich 
lieber einen Fachmann su-
chen. Bei der Anwaltswahl 
muss man aufpassen, dass 
man nicht eine Kanzlei er-
wischt, die hauptsächlich 
für Versicherungen arbei-
tet. Es ist nicht ganz einfach, 
hier Kollegen zu finden, die 
nur für Versicherte arbeiten.

Frau Hüller, 
vielen Dank 
für das Inter-
view.

ra-hueller.de
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Versicherungsnehmer zu 
schützen, massiv diese Geset-
zesänderung gefordert. Die 
Generation der jetzt ablau-
fenden Verträge erhält noch 
hohe Beträge zulasten der 
Generation der später ablau-
fenden Verträge. Hier ging es 
ausnahmsweise nicht um die 
Maximierung von Gewinnen 
der Versicherer. Man muss 
eher Sorge darum haben, ob 
nicht der eine oder andere 
Versicherer irgendwann sei-
ne garantierte Verzinsung 
nicht mehr zahlen kann und 
ein Fall für die Auffanggesell-
schaft ›Protektor‹ wird. Die 
hat aber auch nur begrenzte 
Mittel, um Versicherer auf-
zufangen. Diese Gefahr halte 
ich für sehr ernsthaft. Tritt 
sie ein, ist die Lebensversi-
cherungswirtschaft dann 
sozusagen das Griechenland 
Deutschlands, nur geht es 
dann um noch viel höhere 
Milliardenbeträge.

Ein absoluter Skandal ist es, 
dass der Gesetzesentwurf 
zur geplanten Kürzung der 
Auszahlung von Lebens-
versicherungen passagen-
weise sich gleichlautend in 
der Stellungnahme des Ver-
sicherungsverbandes wie-
derfindet. Sollte nicht spä-
testens jetzt die Erkenntnis 
reifen, ein Verbot der Ausar-
beitung von Gesetzen durch 
sogenannte Lobbyisten oder 
externe „Fachleute“ auszu-
sprechen?

Hüller: Das ist in der Tat pro-
blematisch. Man kommt aber 

nicht umhin, dass der Gesetz-
geber ein derart komplexes 
System in nahezu allen Le-
bensbereichen geschaffen 
hat, dass er es selbst nicht 
mehr überblickt und daher 
auf Experten angewiesen 
ist. Das ist etwas, was jedem 
verantwortungsbewussten 
Staatsbürger eigentlich gro-
ße Sorge bereiten müsste. Es 
wird zwar viel geredet von 
Bürokratieabbau; aber da-
von ist nichts zu spüren. Dass 
Lobbyisten Gesetze schrei-
ben, kann am wirkungsvolls-
ten durch Vereinfachung der 
gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen verhindert werden. 
Dass sie Gesetze schreiben,  
ist außerordentlich beschä-
mend für den Gesetzgeber.

Während Selbständige kei-
nerlei finanzielle Unterstüt-
zung beim Start in die Selb-
ständigkeit erhalten, plant 
die Bundesregierung eine 
Rentenversicherungspflicht 
für diese Gruppe. Ist dies 
nicht wieder lediglich ein 
Konjunkturprogramm für 
Versicherer und ein Stroh-
feuer für die Gegenwart, von 
dem spätere Generationen 
nichts haben werden, da 
schlicht die Beitragszahler 
in einer schrumpfenden Be-
völkerung fehlen werden?

Hüller: Ja, da ist viel politi-
scher Aktionismus und Po-
pulismus dabei. Die meisten 
Selbständigen sind in Ver-
sorgungswerken pflichtver-
sichert, so etwa jeder Anwalt, 
Arzt, Architekt et cetera. Das 

Ergebnis wäre hier nur, dass 
es einen großen Topf gibt, in 
den alle einzahlen. Es würde 
also weiter zentralisiert. Ich 
bin kein Freund von monopo-
listischen Einheiten. Solche 
Systeme sind am Ende im-
mer ein großer Moloch, der 
anfällig ist für Missbrauch, 
der nicht mehr effektiv über-
wacht werden kann. In der 
gesetzlichen Krankenversi-
cherung versucht man ja seit 
Jahren den gegenteiligen 
Weg zu gehen, weg von der 
völligen Vereinheitlichung 
der Leistungen hin zu grö-
ßerem Wettbewerb. Wieso 
in der gesetzlichen Renten-
versicherung der umgekehr-
te Weg plötzlich richtig sein 
soll, will mir nicht einleuch-
ten.

Wer in die private Kranken-
versicherung wechselt, kann 
später nicht mehr zurück. 
Die Folge ist, dass die teure 
Krankenversicherung mit 
einer mageren Rente sich 
nur mit Mühe aufbringen 
lässt. Was raten Sie den Men-
schen, die in jungen Jahren 
mit einer privaten Kranken-
versicherung liebäugeln?

Hüller: Das ist so nicht ganz 
richtig; es gibt bis zum 55. 
Lebensjahr immer ein Rück-
fahrticket. Man muss nur 
wissen wie. Wer das verpasst 
und deshalb in der privaten 
Krankenversicherung bleibt, 
kann später allerdings nicht 
mehr zurück. Die Folge ist, 
dass die teure Krankenversi-
cherung mit einer mageren 

Ob in Alu, Stahl oder vergleichbaren Werkstoffen – 
echte Effi zienz zeigt sich im Ergebnis. 

Nutzen Sie das Potenzial unserer Hochleistungsband- 
und Kreissägemaschinen. Tauchen Sie ein in die „Erlebniswelt Sägen“ 
von BEHRINGER und BEHRINGER EISELE und erleben Sie 
innovative Maschinen und Lösungen für höchste Präzision und 
Wirtschaftlichkeit. Werden auch Sie scharf auf Effi zienz.
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